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V o r w o r t 

Staatsaufsicht über die wissenschaftlichen Hochschulen — der Gegen-
stand dieser Untersuchung — hat in der letzten Zeit unerwartete 
Aktual i tät erfahren.  Nach einer langen Periode eines nahezu störungs-
freien Verhältnisses zwischen Staat und Hochschule ist, vor allem zur 
Lösung schwerer Konflikte, in der jüngsten Vergangenheit, in den 
Jahren der Auseinandersetzungen und der Reformen an den deutschen 
Universitäten, vermehrt von den Mit te ln staatlicher Aufsicht gegen-
über der wissenschaftlichen Hochschule und ihren Gliedkörperschaften 
Gebrauch gemacht worden. 

Die vorliegende Arbeit versteht sich als ein Beitrag zur historischen 
und begrifflichen  Kennzeichnung der Staatsaufsicht über die wissen-
schaftlichen Hochschulen und bemüht sich um eine Darstellung ihrer 
rechtlichen Grundlagen. Dabei ist nicht nur versucht worden, die 
Rechtslage zu schildern, wie sie durch Grundgesetz und Landesver-
fassungen, Hochschulgesetze und Hochschulgewohnheitsrecht vorge-
geben ist; besondere Aufmerksamkeit  galt auch exemplarischen Fällen 
aus der Verwaltungspraxis der Aufsichtsbehörden, um die Reichweite 
der Anwendung dieses Instituts in unserer Zeit aufzuzeigen. 

Die Untersuchung wurde im März 1973 abgeschlossen. Sie wurde von 
der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Rheinischen 
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn als Dissertation angenommen 
und im Frühjahr 1975 überarbeitet. Dabei konnten die Gesetzgebung 
des Bundes und der Länder sowie Schrifttum und Rechtsprechung 
noch bis Mai 1975 berücksichtigt werden. 

Mein besonderer Dank gi l t Herrn Professor  Dr. Dr. h. c. Ernst Frie-
senhahn. Er hat die Arbeit betreut und mit wertvollen Anregungen 
und Hinweisen gefördert.  Ich danke auch Herrn Ministerialrat a. D. Dr. 
J. Broermann, der die Abhandlung in seine Reihe „Schriften zum 
Öffentlichen  Recht" aufgenommen hat. 

Bonn, im Oktober 1975 
Andreas  Gallas 
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ERSTER T E I L 

Einleitung. Der Begriff  der Staatsaufsicht 

§ 1 E in l e i t ung : Staat u n d wissenschaftliche Hochschule 

A. Gegenstand der Untersuchung 

Gegenstand dieser Untersuchung ist die Aufsicht des Staates über die 
wissenschaftlichen Hochschulen. Das bedarf  der Rechtfertigung, da doch 
die Staatsaufsicht ein Inst i tut des Staats- und Verwaltungsrechts ist, 
dessen rechtliche Struktur im wesentlichen feststeht und dessen be-
deutsame Anwendungsfälle von Gesetzgebung, Rechtsprechung und 
rechtswissenschaftlichem Schrifttum ins einzelne entwickelt worden 
sind. Allerdings, so scheint es, in anderem rechtlichem Zusammenhang 
als dem des Hochschulrechts: wiewohl die deutschen Universitäten und 
die ihnen gleichstehenden anderen wissenschaftlichen Hochschulen über 
die Jahrhunderte hinweg einer Aufsicht unterlagen, die Teil der 
landesherrlichen, städtischen oder staatlichen Gewalt war, liegen hier, 
anders als etwa in einem so klassischen Gebiet institutionalisierter 
Staatsaufsicht wie dem des Gemeinderechts, neuzeitliche Gesetzesvor-
schriften erst als Frucht der 1968 einsetzenden Hochschulgesetzgebung, 
neue Gerichtsentscheidungen und Erörterungen des Themas im ein-
schlägigen Schrifttum erst als Folge der seit etwa derselben Zeit in der 
Bundesrepublik Deutschland zu beobachtenden Studentenunruhen vor. 
Eine eingehende rechtswissenschaftliche Behandlung des Unter-
suchungsgegenstandes dieser Arbeit ist, soweit ersichtlich, nach 1945 
nicht erfolgt 1. 

Gründe für diesen Vorgang sind schwer auszumachen. Sie mögen 
einmal darin liegen, daß die wesentlichen Teile des Rechts der wissen-
schaftlichen Hochschulen, im Gegensatz zu anderen Zweigen des be-
sonderen Verwaltungsrechts, seit der Zeit der Entstehung des konstitu-
tionellen Rechtsstaates nicht Gegenstand gesetzlicher Regelungen, 
sondern bis in die jüngste Vergangenheit hinein weitgehend von zahl-

1 Thiemes  (Hochschulrecht) und Oppermanns  ausführliche rechtswissen-
schaftliche Untersuchungen des deutschen Universitätsrechts unter der Herr-
schaft des Grundgesetzes widmen der Staatsaufsicht über die wissenschaft-
lichen Hochschulen und deren Gliedeinrichtungen nur wenige Seiten. Ein 
kürzerer Überblick f indet sich bei Waibel,  WissR 1972, S. 258 ff. 

2 Gallas 
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reichen und schwer zu ermittelnden gewohnheitsrechtlichen Grund-
sätzen beherrscht wurden. Zum anderen scheint — und die Teile der 
Arbeit, die sich mit der Universitätsgeschichte befassen, werden diese 
Aussage zu erhärten versuchen — ein bestimmtes, von der Mitte des 
19. bis in die Mit te der 60er Jahre dieses Jahrhunderts zu beobachten-
des, spannungsarmes und insgesamt konfliktloses Verhältnis des 
Staates zu seinen wissenschaftlichen Hochschulen eine Ursache dafür 
gewesen zu sein, daß sich gesetzgeberische und rechtswissenschaftliche 
Aufmerksamkeit  anderen Dingen als der Universitätsaufsicht zuwandte. 
In Teilaspekten w i rd das Verhältnis Staat — wissenschaftliche Hoch-
schule im Verlauf der Arbeit immer wieder zur Erörterung anstehen. 
Es ist im Thema der gesamten Arbeit mit Inbegriffen,  verweist dieses 
Thema doch auf zwei Beteiligte, den Staat und die wissenschaftliche 
Hochschule, die über das Mi t te l der Staatsaufsicht in (öffentlich-) 
rechtlicher Beziehung zueinander stehen. 

B. Staat und wissenschaftliche Hochschule 
als Beteiligte der Staatsaufsicht. Das Erscheinungsbild 

der wissenschaftlichen Hochschule 

Formalrechtlich t r i t t der Staat in diesem Spannungsverhältnis als 
eine Aufsichtsgewalt ausübende bestimmte Behörde in Erscheinung. 
Schon unter der Herrschaft  des Universitätsgewohnheitsrechts konnte 
der konkrete Träger der Aufsichtsgewalt ohne große Mühe ermittelt 
werden: ursprünglich kam sie dem Landesherrn zu, später, unter den 
Vorzeichen des gewaltenteilenden Rechtsstaates, war sie einem bestimm-
ten Organ der staatlichen Exekutive zugewiesen. Auch die neuen Hoch-
schulgesetze sorgen dafür,  daß genau feststeht, wer Staatsaufsicht über 
die wissenschaftliche Hochschule ausüben soll. 

Schwieriger ist das Erscheinungsbild der wissenschaftlichen Hoch-
schule zu bestimmen. Ihre rechtliche Verfassung hat im Laufe der 
Universitätsgeschichte mannigfachem Wandel unterlegen; die Dar-
stellung dieses Wandels einschließlich der Bestimmung des augenblick-
lichen Rechtszustandes sind ein späteres Ziel dieser Untersuchung. 

A n dieser Stelle soll vor allem die Frage nach der begrifflichen  Kenn-
zeichnung der wissenschaftlichen Hochschule im weiteren, sozialen 
Sinne gestellt werden. Eine Antwort hierauf kann nicht ohne einen 
kurzen historischen Rückblick gegeben werden. 

Die wissenschaftliche Hochschule ist, das verrät schon ihr Name, eine 
Einrichtung, an der Wissenschaft im weitesten Sinne betrieben wird. 
In Deutschland ist eine solche Einrichtung in erster Linie die Universi-
tät. Seit dem ausgehenden Mittelalter war diese zunächst allein die 
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Stätte, an der wissenschaftliche Forschung, Lehre und Ausbildung im 
Sinne der abendländischen Tradition einer „hohen Schule" betrieben 
wurden. Im Zeitalter der Aufklärung und im 19. Jahrhundert werden 
Fach-Hochschulen für angewandte Wissenschaften (insbesondere medi-
zinischer-technischer-wirtschaftswissenschaftlicher  Prägung) eingerich-
tet, für die bald ein den Universitäten gleichrangiger Status gefordert 
wird 2 . Das führt  zur Begriffsbildung  „wissenschaftliche Hochschule"; die 
begrifflichen  Kri ter ien werden dem zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
formulierten  Modell entnommen, das den neugegründeten Reform-
universitäten Berlin, Bonn und Breslau zugrunde lag. Heute besteht 
kein Zweifel, daß neben den Universitäten die Technischen Hochschulen 
zu den wissenschaftlichen Hochschulen im hier angenommenen Sinne 
gehören. 

Die geschriebenen hochschulischen Rechtsquellen enthalten in der 
Regel keine zusammenfassende gesetzliche Definition der wissen-
schaftlichen Hochschule als solcher3, sondern normieren nach der Auf-
zählung der in einem bestimmten Geltungsbereich vorzufindenden 
wissenschaftlichen Hochschulen4 deren rechtliche Verfassung und deren 
Aufgabenbereich.  Letzteren können dann materielle Kri ter ien zur 
Begriffsbestimmung  entnommen werden. 

Herkömmlicherweise werden etwa folgende Merkmale zur Charak-
terisierung des Wesens und der Aufgabe einer wissenschaftlichen Hoch-
schule genannt: 

2 Schelsky,  Einsamkeit, S. 36 ff.  Vgl. ζ. B. die Gründungen 
— des Collegium Medico Chirurgicum Berl in, 1724; 
— der Tierarzneischule Ber l in 1790; 
— der Bergakademien Ber l in 1770, Clausthal 1775, Freiberg/Sachsen 1776; 
— der Technischen Hochschulen München 1868, Aachen 1870, Ber l in 1879 

und Stuttgart 1890. 
Zum ganzen auch Thieme,  Hochschulrecht, S. 12 f. 
3 Einen Mit te lweg geht die Verfassung von Nordrhein-Westfalen.  Sie 

enthält i n ihrem Ar t . 16 Abs. 1 zwar keine eigenständige Defini t ion des 
Begriffs  der wissenschaftlichen Hochschule, aber zumindest eine Verweisung 
auf das überkommene Model l der Universität in ihrem historisch gewach-
senen Erscheinungsbild, wenn sie „die Universitäten und diejenigen Hoch-
schulen, die ihnen als Stätten der Forschung und der Lehre gleichstehen", 
unter ihren besonderen Schutz nimmt. 

4 Vgl. ζ. B. die Aufzählungen in § 1 BaWüHschG, § 1 NWHschG. I n Baden-
Württemberg w i r d auch die Vermehrung der Zahl der wissenschaftlichen 
Hochschulen von einem ausdrücklichen Gesetzesbefehl abhängig gemacht, 
§ 1 Abs. 2 BaWüHschG. Der Bund geht denselben Weg, indem er in seinen 
Gesetzen auf die nach Landesrecht anerkannten wissenschaftlichen Hoch-
schulen verweist, vgl. § 1 Abs. 1 EHschRG. Die Zahl der nach Auffassung 
des Bundes förderungswürdigen  wissenschaftlichen Hochschulen der Bun-
desrepublik Deutschland ist festgehalten in der Anlage zum „Gesetz über 
die Gemeinschaftsaufgabe  ,Ausbau und Neubau von wissenschaftlichen 
Hochschulen4 (Hochschulbauförderungsgesetz)"  vom 1. 9.1969, BGBl. I , S. 1556, 
geändert durch Gesetz vom 23.12.1971, BGBl. I , S. 2140. Die Anlage in der 

2* 


